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25. 10. 99 


Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 

Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Abkommen vom 10. September 1996 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der mazedonischen Regierung 

über die Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 


A. Zielsetzung 

Verstärkung der beiderseitigen Wirtschaftsbeziehungen durch Förde- 
rung und gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen. 


B. Lösung 

Völkerrechtliche Absicherung von Direktinvestitionen, insbesondere 
durch Gewährleistung des freien Transfers von Kapital und Erträgen, 
Vereinbarung von Inländerbehandlung und Meistbegünstigung, Ent- 
eignungsschutz und Entschädigungspflicht sowie Rechtsweggarantie 
und internationaler Schiedsgerichtsbarkeit. 


C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten der öffentlichen Haushalte 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 
Keine 

2. Vollzugsaufwand 

Es entsteht kein Vollzugsaufwand. 

E. Sonstige Kosten 

Kosten für die Wirtschaft und für soziale Sicherungssysteme ent- 
stehen nicht. 
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Bundesrepublik Deutschland Berlin, den 22. Oktober 1999 

Der Bundeskanzler 
022 (432) - 651 09 - Ka 120/99 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 10. September 1996 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der maze- 
donischen Regierung über die Förderung und den gegenseitigen Schutz 
von Kapitalanlagen 

mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Der Gesetzentwurf ist vom Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie 
und vom Auswärtigen Amt gemeinsam erstellt worden. 

Der Bundesrat hat In seiner 743. Sitzung am 15. Oktober 1999 gemäß Arti- 
kel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf 
keine Einwendungen zu erheben. 


Gerhard Schröder 
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Entwurf 

Gesetz 

zu dem Abkommen vom 10. September 1996 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der mazedonischen Regierung 
über die Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 

Vom 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Ohrid am 10. September 1996 Unterzeichneten Abkommen zwischen 
der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der mazedonischen Regie- 
rung über die Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen wird 
zugestimmt. Das Abkommen wird nachstehend veröffentlicht. 


Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem Artikel 13 Abs. 1 In Kraft 
tritt, Ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 

Auf das Abkommen findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwen- 
dung, da es sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 1 05 Abs. 3 des Grundgeset- 
zes erforderlich, weil das im Abkommen vereinbarte Diskriminierungsverbot sich 
auch auf Steuern bezieht, deren Aufkommen den Ländern oder den Gemeinden 
ganz oder zum Teil zufließt. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Abkommen nach seinem Artikel 13 
Abs. 1 in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des Gesetzes nicht 
mit Kosten belastet. Auswirkungen auf die Einzelpreise und das Preisniveau, 
insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten, da es 
sich um einen Rechtsrahmen handelt, der über den in der Bundesrepublik 
Deutschland ohnehin bestehenden Rechtsschutz nicht hinausgeht. 

Kosten bei Wirtschaftsunternehmen, insbesondere bei mittelständischen Unter- 
nehmen entstehen durch die Ausführung des Gesetzes nicht, da es aus- 
schließlich einen erweiterten völkerrechtlichen Rechtsschutz für Investitionen in 
Mazedonien schafft. 
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Abkommen 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der mazedonischen Regierung 

über die Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 

Cnoroflöa 

Mery Bnaflara ua CojysHa PenyönkiKa repiviaHMja 
M MaKeflOHCKara Bnafla, 

sa noTTMKHyBai-be m saeiviHa saiuTMTa ua MHBecTMMMM 


Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und 

die mazedonische Regierung - 

in dem Wunsch, die wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen 
beiden Staaten zu vertiefen, 

in dem Bestreben, günstige Bedingungen für Kapitalanlagen 
von Investoren des einen Staates im Hoheitsgebiet des anderen 
Staates zu schaffen, 

in der Erkenntnis, daß eine Förderung und ein vertraglicher 
Schutz dieser Kapitalanlagen geeignet sind, die private wirt- 
schaftliche Initiative zu beleben und den Wohlstand beider Völker 
zu mehren - 

haben folgendes vereinbart: 

Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

1. Der Begriff „Kapitalanlagen“ umfaßt Vermögenswerte jeder 
Art, insbesondere: 

a) Eigentum an beweglichen und unbeweglichen Sachen 
sowie sonstige dingliche Rechte wie Hypotheken und 
Pfandrechte; 

b) Anteilsrechte und andere Arten von Beteiligungen an 
Gesellschaften; 

c) Ansprüche auf Geld oder andere Leistungen, die im 
Zusammenhang mit einer Kapitalanlage stehen; 

d) Rechte des geistigen Eigentums, wie insbesondere Ur- 
heberrechte, Patente, Gebrauchsmuster, gewerbliche 
Muster und Modelle, Marken, Handelsnamen, Betriebs- 
und Geschäftsgeheimnisse, technische Verfahren, Know- 
how und Goodwiil; 

e) öffentlich-rechtliche Konzessionen einschließlich Auf- 
suchungs- und Gewinnungskonzessionen. 

Eine Änderung der Form, in der Vermögenswerte angelegt 
werden, läßt ihre Eigenschaft als Kapitalanlage unberührt. 
Der Begriff „Kapitalanlagen“ umfaßt nicht Forderungen aus 
Handelsgeschäften, die den Erwerb von Gütern oder Dienst- 
leistungen zum Gegenstand haben, oder Kredite, sofern es 
sich nicht um Darlehen handelt, die nach Zweck und Umfang 
den Charakter einer Beteiligung haben {beteiligungsähnliche 
Darlehen). 

2. Der Begriff „Erträge“ umfaßt die Beträge, die auf eine Kapital- 
anlage anfallen, insbesondere Gewinnanteile, Zinsen, Divi- 
denden, Lizenz- oder andere Entgelte. 


Bnaflara ua CojysHa PenyönnKa FepMauMja 

M 

MaKeflOHCKara Bnafla, 

CO >Ken6a fla ce npoflnaöoHM MefyceöHara cronaHCKa copa- 
öorKa Mefy fleere flp>KaBM, 

BO HacrojyBarbero fla ce cosflaflar noBonHM ycnoBM sa MHBe- 
crMflMM Ha HHBecrkiropH na eflnara flp)KaBa na repkiropHjara na 
flpyrara flp>KaBa, 

corneflyBajKH fleKa ynanpeflyBarbero m floroBopnara 
saiiirHra na obmb HHBecrnflHH npHflonecyBaar fla 3a>KMBee 
npMBarnara cronancKa HHMflujarHBa h fla ce sroneiviM önaroco- 
crojöara na fleara napofla, 

ce floroBopMja sa cneflHOBo: 

HneH 1 

Oflpe^yeaLfle Ha noHMHTe 

1. Mspasor “HHBecrMflHfia” oncjjaka HMorM ofl ceKaKOB bma, a 
ocoöeHo: 

a) concreeHocr Bps noflBM>KHM m HeflBM>KHM crsapH m Hpyrn 
crBapHM npaBa, KaKO luro ce XMnoreKH h 3ano>KHH 
npaBa; 

6) npaea ofl yflenM m flpyrM bmaobh na ynecrea bo 
ApyiurBa; 

b) napMHHM noöapyBahba mam flpyrn McnonHyBarta koh ce 
BO BpcKa CO Oflpeflena MHBecrMflHja; 

r) npaBa ofl MHreneKryanna concraeHocr, kbko mro ce 
ocoöeno aeropcKM npaea, narenrM, Mocrpn sa ynorpe- 
6a, MHflycrpHCKM Mocrpn m MOflenn, MapKM, rproBCKM 
MMMi-ba, npoMSBOflHM H flenoBHH rajHM, rexHMHKM npofle- 
CM, know-how m good will; 

fl) jaBHO-npaBHH KOHflecMH, BKnyHyBajKM tu KOHflecMure sa 
Mcrpa>KyBahbe h eKcnnoarafluja. 

npoMenara na cfiopiviara bo Koja ce BnoKyeaar HMorki ne ro 
MenyBa HMBHoro CBOjcrBO KaKO MHBecrMflHja. rioMMor “MHBe- 
crMflMM” He oncfiaka noöapyearba ofl rproBCKM sflenKM, HMj 
npeflMer e creKHyBarte croKM mam ycnyrM, mam KpeflMrM, 
flOKOAKy He ce paöorM sa saeiviM kom cnopefl naMenara m 
oöeMor MMaar Kapaxrep Ha ynecrao (saeiviM camhhm Ha 
ynecraa). 

2. Mspasor “npMxoflM“ tm oncjjaka MSHOCMre kom npoMsneryBaar 
Ofl MHBecrMflHja, ocoöeHO yflenn bo floöMBKara, KaiviarM, 
flMBMfleHflM, AMfleHflHM M flpyrM HaflOMeCrOflM. 
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3. Der Begriff „Investor“ umfaßt „Staatsangehörige“ und 
„Gesellschaften“ beider Vertragsparteien wie folgt: 

a) „Staatsangehörige“ 

I. ) in bezug auf deutsche Staatsangehörige: 

Deutsche im Sinne des Grundgesetzes für die Bun- 
desrepublik Deutschland, 

II. ) in bezug auf mazedonische Staatsangehörige: 

Staatsangehörige der mazedonischen Republik; 

b) „Gesellschaften“ in bezug auf beide Vertragsparteien: 

jede juristische Person sowie jede Handelsgesellschaft 
oder sonstige Gesellschaft oder Vereinigung mit oder 
ohne Rechtspersönlichkeit, die ihren Sitz im Hoheits- 
gebiet der jeweiligen Vertragspartei hat, gleichviel, ob ihre 
Tätigkeit auf Gewinn gerichtet ist oder nicht. 

Unbeschadet anderer Verfahren zur Feststellung der Staats- 
angehörigkeit gilt insbesondere als Staatsangehöriger einer 
Vertragspartei jede Person, die einen von den zuständigen 
Behörden der betreffenden Vertragspartei ausgestellten 
nationalen Reisepaß besitzt. 

4. Der Begriff „Hoheitsgebiet“ umfaßt 

a) in bezug auf das deutsche Hoheitsgebiet: 

das deutsche Territorium sowie die Gebiete der aus- 
schließlichen Wirtschaftszone und des Festlandsockels, 
soweit das Völkerrecht die Ausübung souveräner Rechte 
oder Hoheitsbefugnisse in diesen Gebieten erlaubt, 

b) in bezug auf das mazedonische Hoheitsgebiet: 

das mazedonische Territorium zu Land, Wasser und in 
der Luft, in dem die mazedonische Regierung souveräne 
Rechte und Hoheitsbefugnisse in Übereinstimmung mit 
dem Völkerrecht ausübt. 

Atiikel 2 

Förderung und Zulassung von Kapitalanlagen 

(1) Jede Vertragspartei wird in ihrem Hoheitsgebiet Kapital- 
anlagen von Investoren der anderen Vertragspartei nach Mög- 
lichkeit fördern und diese Kapitalanlagen in Übereinstimmung 
mit ihren Rechtsvorschriften zulassen. Sie wird Kapitalanlagen in 
jedem Fall gerecht und billig behandeln. 

(2) Eine Vertragspartei wird die Verwaltung, die Verwendung, 
den Gebrauch oder die Nutzung der Kapitalanlagen von Investo- 
ren der anderen Vertragspartei in ihrem Hoheitsgebiet in keiner 
Weise durch willkürliche oder diskriminierende Maßnahmen 
beeinträchtigen. 

(3) Kapitalanlagen, die in Übereinstimmung mit den Rechtsvor- 
schriften einer Vertragspartei in ihrem Hoheitsgebiet von Investo- 
ren der anderen Vertragspartei vorgenommen sind, genießen 
den vollen Schutz des Abkommens. Gleiches gilt für Erträge aus 
der Kapitalanlage und im Fall ihrer Wiederanlage auch deren 
Erträge. 

(4) Bei Beförderungen von Gütern und Personen, die im 
Zusammenhang mit einer Kapitalanlage stehen, wird eine Ver- 
tragspartei die Transportunternehmen der anderen Vertragspar- 
tei weder ausschalten noch behindern und, soweit erforderlich, 
Genehmigungen zur Durchführung der Transporte erteilen. 

Atiikel 3 

Behandlung von Kapitalanlagen und Investoren 

(1) Jede Vertragspartei behandelt Kapitalanlagen in ihrem 
Hoheitsgebiet, die im Eigentum oder unter dem Einfluß von Inve- 
storen der anderen Vertragspartei stehen, nicht weniger günstig 
als Kapitalanlagen der eigenen Investoren oder Kapitalanlagen 
von Investoren dritter Staaten. Gleiches gilt für die Betätigung 
von Investoren im Zusammenhang mit einer Kapitalanlage. 


3. HapasoT “MHeecTMTop” oncjDaka “flp>KaBjaHM” n “flpyiuTBa” na 
flBere floroBopnn crpaHM, KaKO luto cnefln: 

а) “Hp>KaBjaHM”: 

- BO oflHoc Ha repMaHCKMTe flpxaBjaHM: 

- F epMaHUM BO CMMcna Ha Ochobhmot aaKOH na CojysHa 
PenyöHMKa FepMaHMja, 

- BO oflHoc Ha MaKeflOHCKMTe flp>KaBjaHM: 

- flp>KaBjaHM Ha MaKenoHCKara PenyönMKa; 

б) “flpyLUTBa”, BO oflHoc Ha flBere floroBopHM crpaHki: 

ceKoe npaBHO nHpe, ksko m ceKoe rproBCKO ApyiUTBO 
MflM flpyro flpyLUTBO mam 3flpy>KeHMe, co mam öes craryc 
Ha npaBHO AMpe, HMe ceflHLure e na TepMTopMjara na 
cooflBerHara floroBopna crpana, öea oraefl na roa flaAM 
HeroBara flejHocr e nacoHena koh ocTBapyBarte floöMBKa. 

HesaBMCHO ofl Apyrn nocranKM aa yrapflyBanbe na flp>KaB- 
jancTBOTO, aa flp>KaBjaHMH na eflna ofl floroBopHMte crpaHM 
ce CMera ocoöeno ceKoe AMpe Koe noceflyBa HapMOHaAen 
nacoLU MBflafleH ofl HaflAe>KHMre opraHM Ha cooflaernara 
floroBopna crpana. 

4. Mapaaor “repMropMja” ja ontjDaka: 

а) BO oflHoc Ha repiviaHCKara repkiropirja: 

repMaHCKara repkiropi/ija, KaKO m noflpanjara Ha 
MCKAyHMBara cronaHCKa aona m na enMKOHrMHeHraAHMor 
nojac, KOAKy mro co MerynapoflHoro npaao e floaBOAeno 
ocrBapyBartero na cyaepeHM npaaa mam Ha 
jypMCflMKpMja BO OBMe noflpanja, 

б) BO oflHoc Ha MaKeflOHCKara repnropMja: 

MaKeflOHCKara repnropMja na koaho, Bopa m bo Boapyx, 
apa Koja MaKeflOHCKara Bnapa ocreapyBa cyeepeHM 
npaea m jypMCflMKpMja bo cornacHOcr co MefynapoflHoro 
npaao. 

HneH2 

□ OTTHKHyBaibe H OflOÖpyeahbe Ha HHBeCTHpHH 

(1) CeKoja floroBopna crpana na CBojara repnropMja, no 
MO)KHOcr, ke rn norrMKHyaa HHBecrnpHMre Ha MHBecrMropMre 
Ha flpyrara floroBopna crpana m ke rn ofloöpyea raKBMre MHBe- 
crnpHM BO corAacHOCT co caonre npaBHM nponncM. Taa bo ceKoj 
CAynaj ke rn rpernpa MHBecrMpMMre npaeeflHO m npaBMHHO. 

(2) EflHara floroBopna crpana neMa na ömao KaKOB HaMMH pa 
ro orpaHMHyBa ynpaayBai-bero, oflp>KyBai-bero, ynorpeöara mam 
KopMcrertero na MHBecrMpMMre Ha MHBecrMropM na ppyrara 
floroBopna crpana na Hejannara repMropMja npeKy npoMBBOAHM 
MAM flMCKpMMMHarOpCKM MOpKM. 

(3) HHBecrMpMM kom bo corAacHocr co npoAMCMre na epnara 
floroBopna crpana ce MaBpiueHM na Hejannara repMropMja op 
MHBecrMropM na ppyrara floroBopna crpana, y>KMBaar peAOCHa 
aaiurMra op oeaa Cnoropöa. Mcroro Ba)KM aa npMxopM op mhbb- 
crnpMjara, kpko m aa HMBHMre npMxopM bo CAynaj na hmbho 
peMHBecrMparbe. 

(4) ripM npeBoa na croKM m AMpa Koj e bo BpcKa co oppepena 
MHBecrMpMja epnara poroBopna crpana neMa pa pm MCKAynyBa 
HMry pa tm nonpenyBa rpancnoprHMre npernpMjarnja na ppyra- 
ra floroBopHa crpana m, aKO e HeonxopHO, ke Mapaea poaeoAM 
aa M3BpLPyBai-be na rpancnopror. 

HneH 3 

TpeTMaH Ha HHBeCTHpHHTe H Ha HHBeCTHTOpHTe 

(1) CeKoja floroBopna crpana ke rn rpernpa MHBecrMpMMre 
Ha HejaMnara repnropMja kom ce bo concrBenocr mam nop bam- 
jaHMe Ha MHBecrMropM na ppyrara poroBopna crpana, ne 
noHenoBOAHO op MHBecrMpMMre Ha concreeHMre MHBecrMropM 
MAM MHBecrMpMMre Ha MHBecrMropM Ha rperM flp)KaBM. Mcroro 
Ba>KM M aa pejHocrMre na MHBecrMropMre bo BpcKa co oppepena 
MHBecrMpMja. 
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(2) Die Behandlung nach Absatz 1 findet keine Anwendung für 
Vorrechte, die eine Vetragspartei Investoren dritter Staaten auf- 
grund ihrer Mitgliedschaft in einer Zoll- oder Wirtschaftsunion, 
einem gemeinsamen Markt oder einer Freihandelszone oder 
wegen ihrer Assoziierung damit gewährt. Gleiches gilt für Ver- 
günstigungen aufgrund von bestehenden oder zukünftigen Dop- 
pelbesteuerungsabkommen oder sonstiger Vereinbarungen über 
Steuerfragen. 

(3) Als „Betätigung“ im Sinne des Absatzes 1 ist insbesondere, 
aber nicht ausschließlich, die Verwaltung, die Verwendung, der 
Gebrauch und die Nutzung einer Kapitalanlage anzusehen. Als 
eine „weniger günstige“ Behandlung im Sinne des Absatzes 1 
ist insbesondere anzusehen: die unterschiedliche Behandlung 
im Falie von Einschränkungen des Bezugs von Roh- und Hilfs- 
stoffen, Energie- und Brennstoffen sowie Produktions- und 
Betriebsmitteln aller Art, die unterschiedliche Behandlung im 
Falle von Behinderungen des Absatzes von Erzeugnissen im 
In- und Ausland sowie sonstige Maßnahmen mit ähnlicher 
Auswirkung. Maßnahmen, die aus Gründen der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung, der Volksgesundheit oder Sittlichkeit zu 
treffen sind, gelten nicht als „weniger günstige“ Behandlung im 
Sinne des Absatzes 1 . 

(4) Die Bestimmungen dieses Artikels verpflichten eine Ver- 
tragspartei nicht, steuerliche Vergünstigungen, Befreiungen und 
Ermäßigungen, welche gemäß den Steuergesetzen nur den in 
ihrem Hoheitsgebiet ansässigen natürlichen Personen und 
Gesellschaften gewährt werden, auf im Hoheitsgebiet der ande- 
ren Vertragspartei ansässige natürliche Personen und Gesell- 
schaften auszudehnen. 

(5) Die Vertragsparteien werden im Rahmen ihrer innerstaat- 
lichen Rechtsvorschriften Anträge auf die Einreise und den Auf- 
enthalt von Personen der einen Vertragspartei, die im Zusam- 
menhang mit einer Kapitalanlage in das Hoheitsgebiet der ande- 
ren Vertragspartei einreisen wollen, wohlwollend prüfen; das glei- 
che gilt für Arbeitnehmer der einen Vertragspartei, die im Zusam- 
menhang mit einer Kapitalanlage in das Hoheitsgebiet der ande- 
ren Vertragspartei einreisen und sich dort aufhalten wollen, um 
eine Tätigkeit als Arbeitnehmer auszuüben. Auch Anträge auf 
Erteilung der Arbeitserlaubnis werden wohlwollend geprüft. 

Artikel 4 

Eigentumsschutz 

(1) Jede Vertragspartei gewährt in ihrem Hoheitsgebiet Kapi- 
talanlagen von Investoren der anderen Vertragspartei, die in 
Übereinstimmung mit ihren Rechtsvorschriften vorgenommen 
sind, vollen Schutz und volle Sicherheit. 

(2) Kapitalanlagen von Investoren einer Vertragspartei dürfen 
im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei nur zum allgemei- 
nen Wohl und gegen Entschädigung enteignet, verstaatlicht oder 
anderen Maßnahmen unterworfen werden, die in ihren Auswir- 
kungen einer Enteignung oder Verstaatlichung gleichkommen. 
Die Entschädigung muß dem Marktwert der enteigneten Kapital- 
anlage unmittelbar vor dem Zeitpunkt entsprechen, in dem die 
tatsächliche oder drohende Enteignung, Verstaatlichung oder 
vergleichbare Maßnahme öffentlich bekannt wurde. Die Entschä- 
digung muß unverzüglich geleistet werden und ist bis zum Zeit- 
punkt der Zahlung mit dem üblichen bankmäßigen Zinssatz zu 
verzinsen, der nicht niedriger sein darf als der LIBOR-Satz. Sie 
muß tatsächlich verwertbar und frei transferierbar sein. Späte- 
stens im Zeitpunkt der Enteignung, Verstaatlichung oder ver- 
gleichbaren Maßnahme muß in geeigneter Weise für die Festset- 
zung und Leistung der Entschädigung Vorsorge getroffen sein. 
Die Rechtmäßigkeit der Enteignung, Verstaatlichung oder ver- 
gleichbaren Maßnahme und die Höhe der Entschädigung müs- 
sen in einem ordentlichen Rechtsverfahren nachgeprüft werden 
können. 

(3) Ein Anspruch auf Entschädigung besteht auch dann, wenn 
durch staatliche Maßnahmen in das Unternehmen, das Gegen- 
stand der Kapitalanlage ist, eingegriffen und dadurch seine wirt- 
schaftliche Substanz erheblich beeinträchtigt wird. 


(2) TpeTMaHOT cnopefl crae 1 Heivia fla ce npuMeHysa sps 
npHBnnernn kom epHa poroBopHa crpana mm tm npy>Ka na mhbb- 
CTMTOpM Ha TpeTM pp)KaBM Bp3 OCHOBa Ha HMBHOTO HPeHCTBO BO 
papMHCKa MPM eKOHOMCKa yHMja, bo saepHMHKM naaap mpm bo 
cnoöopna rproBCKa aona mpm nopapM hmbhoto acopMparbe co 
hmb. Hctoto Ba>KM aa noBnacTMpM apa ocHoaa Ha nocroeMKM mpm 
MpHM cnoropöM aa MaöerHyBarbe Ha pBojHOTO opaHonyBai-be 
MPM Ha ppyrM cnoropöM aa panoMHM npamarba. 

(3) 3a “pejHOCT” bo cmmcpb Ha craa 1 ce CMera ocoöeno, ho 
He MCKpyHMBO, ynpaeyBarbeTO, opp>KyBahbeTO, ynoTpeöara m 
KopMCTehbero Ha mmbsctmumm. 3a “noHenoBOPeH” rpetMaH bo 
CMMCPa Ha CTaB 1 ocoöeno ce CMera: paaPMMeH TpetMan bo 
cpynaj Ha orpaHMHyBarta Ha HaöaBKara na cypoBMHM mpm na 
noMoujHM MaxepMjaPM, eneprMja m ropMBa, KaKO m Ha cpepcTBa 
aa npoMaaopcTBO m noroHCKM cpepcraa op ceKaKoa bmp, paa- 
PMHeH TpeTMaH BO cpynaj na nonpenyBahbe Ha npacManor Ha 
npoMaaopM bo aeMjara m bo crpaHCTBO, kbko m ppyrM MepKM co 
CPMHeH etjDeKT. MepKM kom Mopaax pa ce npeaeMar op ppmhmhm 
Ha jaBHMOT pep m mmp. Ha appaBjero na pyfejo m Ha Mopapor He 
ce CMexaaT aa “ noHenoBOpen” TpeiMan bo CMMCPa na craa 1 . 


(4) OppepöMTe Ha OBoj hpoh He oÖBpayBaar HMty epna op 
poroBopHMTe crpaHM pa npoujMpM panoHHM noBPacTMpM, ocpo- 
öopyaai-ba m HaMapyaai-ba kom cnopep paHOHHMie aaKOHM mm ce 
opoöpyBaar caMO Ha cf)MaMHKM PMpa m ppyujTBa co cepMPiTe na 
HejaMHara repMTopMja, m na ct)MaMHKM PMpa m ppypuBa co 
cepMLPTe Ha TepMTopMjara na ppyrara poroBopna cipana. 

(5) floroBopHMte ctpaHM bo paMKMxe na cbomts HapMOHaPHM 
nponMCM poöponaMepHO ke tm paarpepyaaaT öapai-baTa aa 
BPea M npecToj na PMpa na epnara poroBopna crpaHa kom 
caKaar pa Bpeaar na TepMTopMjaxa Ha ppyrara poroBopna 
crpana bo apcKa co oppepena MHBecTMpMja; mctoto Ba>KM aa 
BpaöoreHM Ha epnara poroBopna crpana kom bo BpcKa co oppe- 
pena MHBecrMpMja caKaar pa BPeaar m pa npecrojyaaar na rep- 
MropMjara na ppyrara poroBopna crpana aa pa Bppiar pejnocr 
KaKO BpaöoreHM riMpa. Mcro raKa, poöponaMepHO ke ce paarne- 
pyBaar m öapai-bara aa MapaBarte Ha poaBona aa paöora. 

HneH 4 

SamTHTa Ha concTeeHOCTa 

(1 ) CeKoja poroBopna crpana ke npy)Ka na CBojara repMropM- 
ja penocHa aarnrnra m CMrypHocr aa MHBecrMpMMre na MHBecrM- 
ropM Ha ppyrara poroBopna crpana, kom öMPe MaappieHM bo 
cornacHocr co HejaMHMre npaBHM nponMCM. 

(2) kiHBecrMpMMre na MHBecrMropM Ha epnara poroBopna 
crpana na repnropMjara na ppyrara poroBopna crpana MO>Kar 
pa öMpar eKcnponpMpaHM, HapMOHanMaMpaHM mpm noppo>KeHM 
Ha ppyrM MepKM hmm nocnepMpM ce epnaKBM na eKcnponpMjapM- 
jara mpm na HapMOHaPMaapMjara, caMO bo MHrepec na onmroro 
poöpo M co oöemreryBarbe. OöeLureryBarbero Mopa pa opro- 
Bapa Ha naaapnara Bpepnocr na oryrenara MHBecrMpMja Henoc- 
pepno npep MOMenror Kora cfiaKrMHKara mpm npercroenKara 
eKcnponpMjapMja, napMonapMaapMja mpm cPMHna MepKa 
cranapa noanara bo jaBHOcra. OöeiiireryBai-bero Mopa pa ce 
MaBpiiiM BepHaiii m ce OKaMaryea po MOMenror Ha Mcnparara co 
BOOÖMHaenara öanKapcKa KaMarna cranKa Koja He CMee pa 
ÖMpe noHMCKa op JlMBOP-cranKara. Toa Mopa pa ÖMpe 
ecjjsKrMBHO ocrBappMBO m cpoöopho rpanccjjepaöMPHO. Hajpop- 
na BO MOMenror na eKcnponpMjapnjara, na HapMonaPMaapMjara 
MPM Ha cPMMHara MepKa, Mopa na noropen hphmh pa öMpar npe- 
aeMeHM npeBenrMBHM MepKM aa yreppypai-be m MaBpmyBahte Ha 
oöemreryBarbero. Mopa pa nocroM MO>KHOcr aaKOHMrocra na 
eKcnponpMjapMjara, na HapMonaPMaapMjara mpm na cPMHHara 
MepKa M BMCMHara Ha oöepireryBarbero pa ce npoBepar bo 
pepoBHa ppaBHa pocranKa. 

(3) ripaBO Ha oöeiureryBahbe nocroM m rorauj Kora co 
pp>KaBHM MepKM ce aacj^aka bo npernpMjarMero Koe e npepMer 
Ha MHBecrnpMjara m co roa anaMMrePHO ce orpaHMMyBa Hero- 
Bara eKOHOMCKa cyncranpa. 
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(4) Investoren einer Vertragspartei, die durch Krieg oder son- 
stige bewaffnete Auseinandersetzungen, Revolution, Staatsnot- 
stand oder Aufruhr im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei 
Verluste an Kapitalanlagen erleiden, werden von dieser Vertrags- 
partei hinsichtlich der Rückerstattungen, Abfindungen, Entschä- 
digungen oder sonstigen Gegenleistungen nicht weniger günstig 
behandelt als Ihre eigenen Investoren. Solche Zahlungen müssen 
frei transferierbar sein. 

(5) Hinsichtlich der In diesem Artikel geregelten Angelegenhei- 
ten genießen die Investoren einer Vertragspartei Im Hoheitsge- 
biet der anderen Vertragspartei Meistbegünstigung. 


Artikel 5 
Transfer 

Jede Vertragspartei gewährleistet den Investoren der anderen 
Vertragspartei den freien Transfer der Im Zusammenhang mit 
einer Kapitalanlage stehenden Zahlungen, Insbesondere 

a) des Kapitals und zusätzlicher Beträge zur Aufrechterhaltung 
oder Ausweitung der Kapitalanlage; 

b) der Erträge Im Sinne von Artikel 1 Nummer 2; 

c) zur Rückzahlung von Darlehen, die In bezug auf Kapital- 
anlagen gewährt werden; 

d) des Erlöses Im Fall vollständiger oder teilweiser Liquidation 
oder Veräußerung der Kapitalanlage; 

e) der In Artikel 4 vorgesehenen Entschädigungen; 

f) Einkünfte aus einer Tätigkeit im Zusammenhang mit einer 
Kapitalanlage. 

Atiikel 6 
Subrogation 

Leistet eine Vertragspartei oder ein von ihr beauftragter Dritter 
ihren Investoren Zahlungen aufgrund einer Gewährleistung für 
eine Kapitalanlage im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei, 
so erkennt diese andere Vertragspartei, unbeschadet der Rechte 
der erstgenannten Vertragspartei aus Artikel 1 0, die Übertragung 
aller Rechte, Ansprüche und Verpflichtungen dieser Investoren 
kraft Gesetzes oder aufgrund Rechtsgeschäfts auf die erstge- 
nannte Vertragspartei oder den von ihr beauftragten Dritten an. 
Ferner erkennt die andere Vertragspartei den Eintritt der erstge- 
nannten Vertragspartei oder des von ihr beauftragten Dritten in 
alle diese Rechte, Ansprüche (übertragene Ansprüche) und Ver- 
pflichtungen an, welche die erstgenannte Vertragspartei oder der 
von ihr beauftragte Dritte in demselben Umfang wie ihr Rechts- 
vorgänger auszuüben berechtigt ist. Für den Transfer von Zah- 
lungen aufgrund der übertragenen Ansprüche gelten Artikel 4 
Absätze 2 bis 4 und Artikel 5 entsprechend. 


Artikel 7 

Durchführung des Transfers 

(1) Transferierungen nach Artikel 4 Absätze 2 bis 4, Artikel 5 
oder 6 erfolgen unverzüglich in konvertibler Währung zu dem 
jeweils gültigen Kurs. 

(2) Dieser Kurs soll nicht wesentlich von dem Kreuzkurs (cross 
rate) abweichen, der sich aus denjenigen Umrechnungskursen 
ergibt, die der Internationale Währungsfonds zum Zeitpunkt der 
Zahlung Umrechnungen der betreffenden Währungen in Sonder- 
ziehungsrechte zugrunde legen würde. 

(3) Als „unverzüglich“ durchgeführt im Sinne von Absatz 1 gilt 
ein Transfer, der innerhalb einer Frist erfolgt, die normalerweise 
zur Beachtung der Transferförmlichkeiten erforderlich ist. Die 
Frist beginnt mit der Einreichung eines entsprechenden Antrags 
und darf unter keinen Umständen zwei Monate überschreiten. 


(4) HHBecTMTopkiTe Ha eflHaxa floroeopHa crpaHa, kom nopa- 
flM BojHa MriM Hpyr Boopy>KeH cyflMp, peBonyqMja, BOHpeflHa 
cocTojöa MriM öyHT Ha TepMTopMjata na ppyrara floroBopna 
CTpana ke nperpnar aaryöa na HHBecTi/iqMM, op raa floroBopna 
CTpana ke öHflar TpejMpaHM ne nonenoBoriHO bo nornefl na 
pecTMTyqMjara, KOMneHsaqkijaTa, obeLUTeTyBarteTO mhh npyrM 
HaflOMeCTOqM, OTKOnKy HejSMHMTe COnCTBeHM MHBeCTMTOpM. 
BaKBMTe nnakarta Mopa qa ÖMflaT cnoöoflHO TpaHCcjDepaöMnHM. 

(5) Bo nornefl na paöoTMre ypeflenM co OBOj nnen MHBecTMTO- 
pMTe Ha eflHara floroBopna crpana ro y>KMBaaT TpeiiviaHOT na 
HajnoBnacTena HaqMja na TepHTopMjaTa na flpyrara floroBopna 
CTpana. 

HneH 5 
TpaHccpep 

CeKoja floroBopna crpana mm rapanrnpa na MHBecTMTopMje 
Ha flpyrara floroBopna crpana cnoöofleH rpanc^ep na 
nnakattara bo BpcKa co Oflpeflena MHBecrnflMja, a ocobbho na: 

a) KannranoT m flononHMrenHMre mshocm aa 0flp)KyBarbe m 
npoLUMpyBatte na MHBecrMflMjara; 

6) npnxoflMTe bo CMMcna na nnen 1 , roHxa 2; 

b) M3HOCMTe aa ornnara na KpeflMTM kom ce ofloöpyaaar bo 
OflHOC Ha MHBeCTMflMM; 

r) napMHHMTe cpeflcraa bo cnynaj na qenocHa mhm flenyMHa 
HMKBMflaflMja MflM orytyBahbe na MHBecrMflMjara; 

fl) obeLureryBarbara npeflBMfleHM bo nneH 4; 

r) npMxoflMTe ofl flejHocr Koja e bo Bpcxa co oflpefleHa mhbb- 
CTMflMja. 

HneH 6 
CybporaflHja 

Ako eflHa Ofl floroBopHMre crpaHM mhm hokob ofl nea oana- 
creno rpero nMfle mobplijm nnakatba na cbomtb MHBecTMTopM 
Bpa ocHOBa Ha rapanflMja aa Oflpeflena MHBecTMflMja na repMTO- 
pnjara na flpyrara floroBopna crpana, roraiij flpyrara floroBop- 
na crpana ro npnanaBa npenocor na CMre npaoa, nobapycarba m 
ObBpCKM Ha OBMe MHBeCTMTOpM HO CMflaTa Ha aaKOHOT MflM Bpa 
ocHOBa Ha npaBHa aflenKa bo KopMcr Ha npBOMMenyBaHara 
floroBopna crpana mam Ha rperoro nMfle OBnacreno Ofl Hea, ne 
HaeneryBajkM bo npaBara Ha npBOMMeHyBanara floroBopna 
crpana Ofl nnen 10. FloHaraMy, flpyrara floroBopna crpana m ro 
npnanaBa na npaoMMeHyBaHara floroBopna crpana mam na rpe- 
TOTO AMfle OBnacreno ofl nea KopMcretbero na cnre rne npaBa, 
nobapyBarba (npeneceHM nobapyBarba) m obapcKM kom npBOM- 
MenyBaHara floroBopna crpana mam ofl Hea OBnacreHoro rpero 
AMfle MMa npaBO pa rn ocreapyBa bo mct obeM, kbko m Hejan- 
HMOT npaBBH nperxoflHMK. 3a rpaHCcjjepoT na nnakarbara Bpa 
ocHOBa Ha npeneceHM nobapyaarba cooflaerno Ba)KM nnen 4, 
craB 2 flo 4 M nnen 5. 

HneH 7 

CnpoBe^yeaibe na TpaHccjjepoT 

(1) TpaHctjDepnre cnopefl mabh 4, craBOBM 2 flo 4, haoh 5 
MAM 6 ke ce BpLuar HeoflnoKHO bo KOHBeprMbMAHa Banyra no 
Ba>KeMKMOT Kypc. 

(2) OBOj Kypc He rpeba anaHMreAHO fla orcranyBa ofl BKp- 
creHMOT Kypc (cross rate), Koj ce flobMBa ofl ohmb npecMerKoe- 
HM KypceBM KOM MeryHapoflHMOT MOHerapen cfioHfl bo MOMenroT 
Ha nnakatbero bM rn aen aa ocHoaa na npecMerKa na cooflaer- 
HMTe BanyTM bo cneflMjanHM npaaa na Bnenetbe. 

(3) KaKO “HeoflAO>KHo” cnpoaeflen bo cmmcab na craa 1 ce 
CMera rpanccj^ep Koj ce apLUM bo oflpeflen poK Koj BoobMHaeno e 
Aorpeben aa noHMTyBarbe na cjJopMaAHOCTMTe aa rpanccfiep. 
PoKOT aanoHHyaa fla rene co noflnecyBatbero na cooflaerno 
bapatbe m bo hmko) CAynaj ne CMee fla bMfle noflonr ofl flaa 
MeceflM. 
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Artikel 8 

Günstigeres Recht 

(1) Ergibt sich aus den Rechtsvorschriften einer Vertragspartei 
oder aus völkerrechtlichen Verpflichtungen, die neben diesem 
Abkommen zwischen den Vertragsparteien bestehen oder in 
Zukunft begründet werden, eine allgemeine oder besondere 
Regelung, durch die den Kapitalanlagen von Investoren der 
anderen Vertragspartei eine günstigere Behandlung als nach die- 
sem Abkommen zu gewähren ist, so geht diese Regelung dem 
vorliegenden Abkommen insoweit vor, als sie günstiger ist. 

(2) Jede Vertragspartei wird jede andere Verpflichtung einhal- 
ten, die sie in bezug auf Kapitalanlagen von Investoren der ande- 
ren Vertragspartei in ihrem Hoheitsgebiet übernommen hat. 

Artikel 9 

Anwendung des Abkommens 

Dieses Abkommen gilt auch für Kapitalanlagen, die Investoren 
der einen Vertragspartei in Übereinstimmung mit den Rechtsvor- 
schriften der anderen Vertragspartei in deren Hoheitsgebiet 
schon vor dem Inkrafttreten dieses Abkommens vorgenommen 
haben. Dies gilt nicht für Meinungsverschiedenheiten, die vor 
Inkrafttreten dieses Abkommens entstanden sind. 

Artikel 10 

Meinungsverschiedenheiten 
zwischen den Vertragsparteien 

(1) Meinungsverschiedenheiten zwischen den Vertragspar- 
teien über die Auslegung oder Anwendung dieses Abkommens 
sollen, soweit möglich, durch die Regierungen der beiden Ver- 
tragsparteien beigelegt werden. 

(2) Kann eine Meinungsverschiedenheit auf diese Weise nicht 
beigelegt werden, so ist sie auf Verlangen einer der beiden Ver- 
tragsparteien einem Schiedsgericht zu unterbreiten. 

(3) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall gebildet, indem 
jede Vertragspartei ein Mitglied bestellt und beide Mitglieder sich 
auf den Angehörigen eines dritten Staates, mit dem beide Ver- 
tragsparteien diplomatische Beziehungen unterhalten, als Ob- 
mann einigen, der von den Regierungen der beiden Vertragspar- 
teien zu bestellen ist. Die Mitglieder sind innerhalb von zwei 
Monaten, der Obmann innerhalb von drei Monaten zu bestellen, 
nachdem die eine Vertragspartei der anderen mitgeteilt hat, daß 
sie die Meinungsverschiedenheit einem Schiedsgericht unter- 
breiten will. 

(4) Werden die in Absatz 3 genannten Fristen nicht eingehal- 
ten, so kann in Ermangelung einer anderen Vereinbarung jede 
Vertragspartei den Präsidenten des Internationalen Gerichtshofs 
bitten, die erforderlichen Ernennungen vorzunehmen. Besitzt der 
Präsident die Staatsangehörigkeit einer der beiden Vertragspar- 
teien oder ist er aus einem anderen Grund verhindert, so soll der 
Vizepräsident die Ernennungen vornehmen. Besitzt auch der 
Vizepräsident die Staatsangehörigkeit einer der beiden Vertrags- 
parteien oder ist auch er verhindert, so soll das im Rang nächst- 
folgende Mitglied des Gerichtshofs, das nicht die Staatsan- 
gehörigkeit einer der beiden Vertragsparteien besitzt, die Ernen- 
nungen vornehmen. 

(5) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehrheit. 
Seine Entscheidungen sind bindend. Jede Vertragspartei trägt 
die Kosten ihres Mitglieds sowie ihrer Vertretung in dem Verfah- 
ren vor dem Schiedsgericht; die Kosten des Obmanns sowie die 
sonstigen Kosten werden von den beiden Vertragsparteien zu 
gleichen Teilen getragen. Das Schiedsgericht kann eine andere 
Kostenregelung treffen. Im übrigen regelt das Schiedsgericht 
sein Verfahren selbst. 

(6) Sind beide Vertragsparteien auch Vertragsstaaten des Über- 
einkommens vom 18. März 1965 zur Beilegung von Investitions- 
streitigkeiten zwischen Staaten und Angehörigen anderer Staa- 
ten, so kann mit Rücksicht auf die Regelung in Artikel 27 


HneH 8 

□onoBoriHO npaeo 

(1) Ako ofl npaBHMTe nponncM Ha eflHaxa floroeopHa CTpana 
MHM ofl MefyHapoflHO-npaBHM oÖBpcKM KOM nocTojar Urin ke ce 
ocHOBaar noKpaj oeaa Cnoroflöa, npoMsneryBa ueKoja onujTa 
MHM noceÖHa Oflpenöa co Koja na MHBecTML(MMTe na MHBecTMTO- 
pM Ha flpyrara floroBopua crpaua rpeöa pa mm ce npy>KM nono- 
BoneH TpeTMaH op OHoj npeflBMfleH co oeaa Cnoroflöa, Toram 
BaKBata oflpeflöa MMa npeflHocr npefl oaaa Cnoroflöa bo roj 
oöeM BO Koj MCTara e nonoBoriHa. 

(2) CeKoja floroBopna CTpana ke ja McnoriHyBa ceKoja flpyra 
oöBpcKa Koja ja npeaena bo oahoc Ha MHBecTMflMMre Ha MHBe- 
CTMTopM Ha flpyrara floroBopna CTpana Ha CBojara repMTopMja. 

HneH 9 

ripHMeHa Ha Cnoro^öaTa 

OBaa Cnoroflöa Ba>KM m aa MHBecTMflMM kom MHBecTMTopMje 
Ha eflHara floroBopna cxpaHa ru MaßpiuMne bo cornacHocr co 
npaBHMTe nponMCM Ha flpyrara floroBopHa crpana Ha HejaMHara 
TepMTopMja npefl BneryBatteTO bo CM/ia Ha OBaa Cnoroflöa. Ooa 
He Ba>KM aa cnopoBM kom HacraHane npefl BneryBattero bo CMna 
Ha OBaa Cnoroflöa. 

HneH 10 
CnopoBH 

Mefy floroBopHHTe CTpaHM 

(1) CnopoBM Mefy floroBopHMie crpaHM bo BpcKa co TonKy- 
Barbero m npMMeHara na OBaa Cnoroflöa rpeöa, KonKy mro e 
MO)KHO, fla öMflar paapetueHM ofl crpana Ha BnaflMre Ha flBere 
floroBopHM crpaHM. 

(2) Ako HOKoj cnop He MO>Ke fla ce paapetuM Ha OBoj HaMMH, roj 
rpeöa fla ce noflHece Ha apöMTpa>KeH cyfl no öapai-be Ha eflHa 
Ofl flBere floroBopHM crpaHM. 

(3) ApöMTpa>KHMOT cyfl ke ce cfiopMMpa Ofl cnynaj flo criynaj, 
npM ujTO ceKoja floroBopHa crpana ke MMeHyea no eflen HneH, a 
flBajflara nneHOBM ke ce floroBopar aa flpMaejaHMH na rpera 
flP>KaBa co Koja flBere floroBopHM crpaHM 0flp>KyBaaT flMnno- 
MarcKM oflHOCM, KaKO nperceflaren Koj ce MMeHyea ofl crpana 
Ha BnaflMre Ha flBere floroBopHM crpaHM. HneHOBMre ce MMeny- 
Baar bo poK ofl floa Mecega, a nperceflarenor bo poK ofl rpM 
MeceflM OTKaKO eflHara floroBopHa crpana ja MaaecrMna flpyra- 
ra floroBopHa crpana fleKa caKa cnopor fla ro noflHece Ha 
apöMTpa>KeH cyfl. 

(4) Bo cnynaj Ha HenoHMryBarbe na poKOBMre HaeefleHM bo 
craB 3, BO HeflocraroK na flpyr floroBop ceKoja Ofl floroBopHMre 
crpaHM MO>Ke fla ro saMonM nperceflarenor na Merynapofl- 
HMOT cyfl fla rM MsepujM norpeÖHMre MMeHyBarba. Ako Hpeflce- 
flarenoT MMa flp>KaBjaHCTBO Ha eflHa ofl flsere floroBopHM crpa- 
HM MnM aKO e cnpeneH ofl flpyrM upmhmhm, MMeHyBarbero rpeöa 
fla ro MSBpujM nornperceflarenoT. Ako m nornperceflarenor 
MMa flp)KaBjaHCTBo Ha eflHa ofl flBere floroBopHM crpaHM mhm e 
MCTO raKa cnpeneH, roratu MMeHyBatbero rpeöa fla ro MsepiiiM 
cneflHMOT HneH na Cyflor no paar Koj HeMa flp>KaBjaHCTBO na 
eflHa Ofl flBere floroBopHM crpaHM. 

(5) ApöMTpa>KHMOT cyfl oflnynyBa co mhosmhctbo rnacoBM. 
hleroBMTe oflnyKM ce oÖBpayeaHKM. CeKoja floroBopHa crpana 
rM noflHecyBa rpoujoflMre na CBOjor HneH, KaKO m na CBoero 
sacranyBaibe bo nocranKara npefl apÖMTpa>KHMOT cyfl; 
rpoujoflMTe Ha npeflceflarenor, KaKO m flpyrMre rpoujoflM rM 
noflHecyBaar flBere floroBopHM crpaHM bo eflnaKBM flenoBM. 
ApöMTpa>KHMOT cyfl MO>Ke fla flonece oflnyKa aa noMuaKBa 
pacnpeflenöa Ha rpotiioflMTe. UnaKy, apöMTpa>KHMOT cyfl caM ja 
ypeflyaa CBojara nocrauKa. 

(6) Ako flBere floroBopHM crpaHM ce m flp>KaBM-noTnMCHMHKM 
Ha KoHBeHflMjara aa peiiiaBatbe Ha MHBecTMflMOHM cnopoBM 
Mefy flp>KaBM m npMnaflHMpM na flpyrM flp>KaBM ofl 1 8 Mapr 1 965 
roflMHa, Torauj, aeMajkM ja npeflBMfl Oflpeflöara na nnen 27 
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Absatz 1 des Übereinkommens das vorstehend vorgesehene 
Schiedsgericht insoweit nicht angerufen werden, als zwischen 
dem Investor einer Vertragspartei und der anderen Vertragspar- 
tei eine Vereinbarung nach Maßgabe des Artikels 25 des Über- 
einkommens zustande gekommen Ist. Die Möglichkeit, das vor- 
stehend vorgesehene Schiedsgericht Im Fall der Nichtbeachtung 
einer Entscheidung des Schiedsgerichts des genannten Überein- 
kommens (Artikel 27) oder Im Fall der Übertragung kraft Geset- 
zes oder aufgrund Rechtsgeschäfts nach Artikel 6 dieses 
Abkommens anzurufen, bleibt unberührt. 

Artikel 1 1 

Meinungsverschiedenheiten 
zwischen einer Vertragspartei und 
Investoren der anderen Vertragspartei 

(1) Meinungsverschiedenheiten in bezug auf Kapitalanlagen 
zwischen einer der Vertragsparteien und einem Investor der 
anderen Vertragspartei sollen, soweit möglich, zwischen den 
Streitparteien gütlich beigelegt werden. 

(2) Kann die Meinungsverschiedenheit Innerhalb einer Frist von 
sechs Monaten ab dem Zeitpunkt ihrer Geltendmachung durch 
eine der beiden Streitparteien nicht beigelegt werden, so wird sie 
auf Verlangen des Investors der anderen Vertragspartei einem 
Schiedsverfahren unterworfen. Sofern die Streitparteien keine 
abweichende Vereinbarung treffen, wird die Meinungsverschie- 
denheit einem Schiedsverfahren Im Rahmen des Übereinkom- 
mens vom 18. März 1965 zur Beilegung von Investitionsstreitig- 
keiten zwischen Staaten und Angehörigen anderer Staaten 
unterworfen. 

(3) Der Schiedsspruch ist bindend und unterliegt keinen ande- 
ren als den In dem genannten Übereinkommen vorgesehenen 
Rechtsmitteln oder sonstigen Rechtsbehelfen. Er wird nach 
Innerstaatlichem Recht vollstreckt. 

(4) Die an der Streitigkeit beteiligte Vertragspartei wird 
während eines Schiedsverfahrens oder der Vollstreckung eines 
Schiedsspruchs nicht als Einwand geltend machen, daß der 
Investor der anderen Vertragspartei eine Entschädigung für einen 
Teil des Schadens oder den Gesamtschaden aus einer Versiche- 
rung erhalten hat. 

Artikel 12 

Fortgeltung des Abkommens 

Dieses Abkommen gilt unabhängig davon, ob zwischen den 
beiden Vertragsparteien diplomatische oder konsularische 
Beziehungen bestehen. 

Artikel 13 

Dauer und Kündigung des Abkommens 

(1) Dieses Abkommen tritt einen Monat nach dem Tag in Kraft, 
an dem beide Regierungen einander notifiziert haben, daß die 
innerstaatlichen Voraussetzungen für das Inkrafttreten erfüllt 
sind. Maßgebend ist der Tag des Eingangs der letzten Notifikati- 
on. Das Abkommen bleibt zehn Jahre lang in Kraft; nach deren 
Ablauf verlängert sich die Geltungsdauer auf unbegrenzte Zeit, 
sofern nicht eine der beiden Vertragsparteien das Abkommen mit 
einer Frist von zwölf Monaten vor Ablauf schriftlich kündigt. Nach 
Ablauf von zehn Jahren kann das Abkommen jederzeit mit einer 
Frist von zwölf Monaten gekündigt werden. 

(2) Für Kapitalanlagen, die bis zum Zeitpunkt des Außerkraft- 
tretens dieses Abkommens vorgenommen worden sind, gelten 
die Artikel 1 bis 12 noch für weitere zwanzig Jahre vom Tag des 
Außerkrafttretens des Abkommens an. 

(3) Mit Inkrafttreten dieses Abkommens tritt zwischen den Ver- 
tragsparteien der am 10. Juli 1989 von der Bundesrepublik 
Deutschland und der Sozialistischen Föderativen Republik 
Jugoslawien Unterzeichnete Vertrag über den gegenseitigen 
Schutz und die Förderung von Kapitalanlagen außer Kraft. 


CTaB 1 ofl KoHBeHLtnjara, npeflBMfleHUOT ap6MTpa>KeH cyg ue 
MO>Ke fla ce CBUKa aKO Mefy UHBecTUTopoT ua efluara goroBop- 
Ha CTpaua m flpyrara floroBopua crpaua e nocTnrHax goroBop 
no uneu 25 og KoHBeHgMjara. Co OBa octaHyBa HesacerHara 
MO>KHOCTa ga ce CBUKa rope npegBugeHuor ap6MTpa)KeH cyg bo 
cnyHaj ua HenoHMTyBatte ua ognyKara ua ap6MTpa>KHMOT cyg 
og HaBegeHara KoHBeuuMja (nneH 27) nnn bo cnyHaj ua npeuoc 
no cnna ua aaKOH nnn eps ocHoaa ua npaBHa sgenKa cnopeg 
Hneu 6 og OBaa Cnorogöa. 


HneH 11 
CnopoBH 

Mery e^Hara ^oroBopHa CTpana m 
HHB ecTHTopH Ha ^pyraTa ^oroBopHa crpaHa 

(1) CnopoBM BO BpcKa CO MHBecTMgMM Mefy egua og goroBop- 
HMTe CTpaHM M MHBecTMTop Ha gpyrata goroBopna crpaHa 
rpeöa, KonKy mro e mo>kho, ga öMgar paapemeHM na npirja- 
rencKM naHMH Mefy crpaHkire bo cnopor. 

(2) Ako cnopor He MO>Ke ga ce paspeujM bo poK og mecr Mec- 
egir og MOMenror na neroBoro jaByBatte og egna og gBere 
crpaHH BO cnopor, roram no öapatte na HHBecrnropor na gpy- 
rara goroBopna crpana ro] ke ökige nogno>KeH na ap6Mrpa)KHa 
nocranKa. floKoriKy crpaHMre bo cnopor ne nocrMrnar gpyr 
goroBop, roj ke önge nogno>KeH na ap6Mrpa>KHa nocranKa bo 
paMKMre na KoHBeHgMjara sa peujaBatte na HHBecrMgMOHM 
cnopoBM Mefy gp>KaBM m npHnagHHgu na gpyrn gp)KaBM og 
18 Mapr 1965 rogMna. 

(3) Ap6Hrpa>KHara npecyga e oÖBpayßaHKa m ne nogneKM na 
gpypM npaBHM cpegcraa mhm npaBHM neKOBM, ocboh OHue npeg- 
BkigeHH BO HaBegenara KoHBengHja. Taa ke ce msbpujm cnopeg 
HagMOHariHoro npaeo. 

(4) floroBopnara crpana Koja ynecrBysa bo cnopor, bo reKor 
na ap6Mrpa>KHara nocranKa muh sa BpeMe na MSBpiuyBai-bero 
na apökirpaxHara npecyga, neMa ga Msnece KaKO npnroBop 
geKa HHBecrirropor npHMirn oöemreryBai-be sa gen og liirera- 
ra HHM sa genara mrera og ocnrypysattero. 


HneH 12 

HaTaMoiiJHO Ba>Kehbe Ha Cnoro^bara 

OBaa Cnorogöa Ba>KH nesaBMCHO og roa ganM nocrojar 
gunnoMarcKH hhm KOHsynapHM ognocM Mefy geere goroBopHM 
crpaHH. 

Hnen 13 

Tpaehbe h OTKa>KyBaht3e na Cnoroflöara 

(1) Oöaa Cnorogöa Bneryea bo cnna egen Meceg og genor 
na ko] gBere enagn Mefyceöno ce HSBecrnne geKa ce ncnonne- 
rn BHarpeujHHre ycnoBH sa Bnerysarbero bo cnna. MepogaBen 
e genor na npneMor na nocnegnara HorHtjtHKagHja. Cnorogöa- 
ra ocranyBa bo cnna gecer roguHH; no HHBHHor HcreK BpeMero 
na Ba>Kerbe ce npogon>KyBa na HeorpaHHHeno BpeMe goKonKy 
egna og goroBopnure crpann nncMeno ne ja orKa>Ke Cnorog- 
öara bo poK og geanaecer Mecegn npeg HcreKor. Flo HcreK na 
gecer roguHH Cnorogöara MO>Ke bo ceKoe BpeMe ga önge 
orKa)KaHa bo poK og gBanaecer Mecegn. 

(2) 3a HHBecrHL(HH KOH önne HSBptiieHH go MOMenror na npe- 
cranyBarbero na Ba>Kerbero na OBaa Cnorogöa Ba>Kar nneno- 
BHre 1 go 12 sa HaraMornnnre gsaecer roguHH og genor na 
npecranyBai-bero na Ba>Kerbero na Cnorogöara. 

(3) Co BneryBattero bo cnna na OBaa Cnorogöa Mefy goro- 
BopHHre crpaHH npecranyoa ga Ba>KH Cnorogöara sa saeMHa 
samrnra h norrnKHyBatte na HHBecrHgHH CKnyneHa na 10 jynn 
1989 rognna Mefy CognjanHcrHMKa OegeparHBHa PenyönHKa 
JyrocnaBHja h Cojysna PenyönHKa fepMannja. 
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Geschehen zu Ohrid am 10. September 1996 in zwei Urschrif- 
ten, jede in deutscher und mazedonischer Sprache, wobei jeder 
Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


CocTaeeHO bo Oxpnfl, na flen 10 cenreMepn 1996 roflMHa, bo 
HBa opnrMHana, ceKoj Ha repMaHCKM m MaKeflOHCKM jasMK, npM 
LUTO CeKOj Ofl TeKCTOBMTe e eflHaKBO OÖBpSyBaMKM. 


Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
3a Bnaflara Ha Cojyana PenyöriMKa FepMaHMja 
Dr. Klaus Schrameyer 

Für die mazedonische Regierung 
3a MaKeflOHCKara Bnafla 
Taki Fiti 
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Denkschrift zum Abkommen 


A. Allgemeines 

Die Bundesrepublik Deutschland unterstützt den wirt- 
schaftlichen Aufbau der Entwicklungsländer durch eine 
Reihe von Maßnahmen. Eine wichtige Rolle spielt dabei 
die Förderung privater Kapitalanlagen in Entwicklungslän- 
dern. Private Kapitalanlagen sind in besonderem Maße 
geeignet, die wirtschaftliche Entwicklung dieser Länder 
zu fördern und ihre außenwirtschaftlichen Beziehungen 
mit der Bundesrepublik Deutschland zu verstärken. Inve- 
stitionen der privaten Wirtschaft vermitteln neben Risiko- 
kapital vor allem auch technisches Wissen und unterneh- 
merische Erfahrung. 

Ein Mittel zur Förderung von Direktinvestitionen ist der 
Abschluß von Investitionsförderungsverträgen. Diese Ver- 
träge dienen der Förderung und dem Schutz privater 
Kapitalanlagen in Entwicklungsländern, indem sie 
bestimmte Rahmenbedingungen in völkerrechtlich ver- 
bindlicher Form festlegen. 

Das Abkommen ist ferner eine wichtige Voraussetzung für 
die Übernahme von Bundesgarantien gegen politische 
Risiken. Nach den Bestimmungen des Haushaltsgesetzes 
kann der Bund derartige Garantien grundsätzlich nur 
dann übernehmen, wenn mit dem betreffenden Land ein 
Investitionsförderungs- und -schutzvertrag besteht. 

Das Abkommen entspricht im wesentlichen dem deut- 
schen Mustervertrag, der auch Grundlage zahlreicher ent- 
sprechender Verträge mit anderen mittel- und osteuropäi- 
schen Ländern ist. 

Durch Notenwechsel vom 16. Dezember 1993 ist zwi- 
schen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der ehemaligen jugoslawischen Repu- 
blik Mazedonien vereinbart worden, die zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der ehemaligen Soziali- 
stischen Föderativen Republik Jugoslawien geschlosse- 
nen bilateralen Verträge weiter anzuwenden. Dies gilt 
auch für den am 10. Juli 1989 Unterzeichneten Investiti- 
onsförderungsvertrag. Mit Inkrafttreten des neuen Investi- 
tionsförderungsabkommens tritt der Investitionsförde- 
rungsvertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der ehemaligen Sozialistischen Föderativen Republik 
Jugoslawien im Verhältnis zu Mazedonien außer Kraft. 

II. Zu den Abkommensbestimmungen 

Das Abkommen besteht aus 13 Artikeln. 

Zu Artikel 1 

Die Bestimmung enthält die Definition der Begriffe „Kapi- 
talanlagen“, „Erträge“, „Investor“ und „Hoheitsgebiet“. 
Dabei umfaßt der Begriff „Kapitalanlagen“ nicht Forde- 
rungen aus Handelsgeschäften, die den Erwerb von 
Gütern oder Dienstleistungen zum Gegenstand haben, 
oder Kredite, sofern es sich nicht um beteiligungsähnliche 
Darlehen handelt. Nach der Definition des Hoheitsgebiets 
gilt das Abkommen auch in den Meeresgebieten jeder 


Vertragspartei, soweit das Völkerrecht die Ausübung von 
souveränen Rechten oder Hoheitsbefugnissen in diesen 
Gebieten erlaubt. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung enthält die allgemeine Förderungs- und 
Zulassungsklausel sowie das Prinzip einer gerechten und 
billigen Behandlung. Die nach den Rechtsvorschriften des 
jeweiligen Landes vorgenommenen Kapitalanlagen ge- 
nießen den vollen Schutz des Abkommens. Jede Seite 
sichert ferner zu, Kapitalanlagen von Investoren der ande- 
ren Seite nicht zu diskriminieren. Erträge genießen dabei 
den gleichen Schutz wie die Kapitalanlage. 

Weiterhin enthält der Artikel ein Diskriminierungsverbot 
bei Beförderungen von Gütern und Personen im Zusam- 
menhang mit einer Kapitalanlage. 

Zu Artikel 3 

In Artikel 3 ist der Grundsatz der Inländerbehandlung und 
der Meistbegünstigung niedergelegt. Danach darf der 
jeweilige ausländische Investor nicht weniger günstig 
behandelt werden als eigene Investoren oder Investoren 
dritter Staaten. Der Grundsatz gilt nicht für die Vornahme 
von Investitionen, vielmehr erst nach Vornahme der 
betreffenden Kapitalanlage. Es werden einige Beispiele 
einer nach dem Abkommen unzulässigen Schlechterbe- 
handlung aufgeführt. Der Artikel stellt weiterhin klar, daß 
die Gewährung von Vorrechten im Rahmen einer Zolluni- 
on oder Freihandelszone sowie bestimmter steuerlicher 
Vergünstigungen an Gebietsansässige nicht im Wider- 
spruch zum Gebot der Meistbegünstigung bzw. der Inlän- 
derbehandlung steht und enthält eine Wohlwollensklausel 
zur Anwendung der innerstaatlichen Rechtsvorschriften 
hinsichtlich Einreise, Aufenthalt und Arbeitserlaubnis im 
Zusammenhang mit einer Kapitalanlage. 

Zu Artikel 4 

Die Bestimmung behandelt den Eigentumsschutz, die 
Entschädigungspflicht im Falle einer Enteignung und den 
ordentlichen Rechtsweg zur Überprüfung von Enteig- 
nungsmaßnahmen. Eine Enteignung oder Verstaatlichung 
ist nur zum allgemeinen Wohl und gegen wertent- 
sprechende Entschädigung zulässig. Die Entschädigung 
muß unverzüglich geleistet werden. Sie ist bis zur Zahlung 
zu verzinsen und muß tatsächlich verwertbar und frei 
transferierbar sein. Eine Entschädigungspflicht besteht 
auch bei staatlichen Eingriffen in das Unternehmen, an 
dem der Investor beteiligt ist. Bei Verlusten an Kapitalan- 
lagen infolge Krieg, Staatsnotstand oder sonstiger Aus- 
nahmesituationen wird Inländerbehandlung und Meistbe- 
günstigung im Falle einer Entschädigung zugesichert. 

Zu Artikel 5 

Die Bestimmung enthält das wichtige Prinzip des freien 
Transfers von Kapital und Erträgen. Danach wird der 
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Transfer von Kapital und Erträgen, der Rückzahlung von 
Darlehen, des Erlöses im Falle der Liquidation oder Ver- 
äußerung einer Kapitalanlage, der In Artikel 4 vorgesehe- 
nen Entschädigungen sowie der Einkünfte aus einer 
Tätigkeit im Zusammenhang mit einer Kapitalanlage 
gewährleistet. 

Zu Artikel 6 

Die Bestimmung enthält den Grundsatz der Subrogation. 
Sie stellt sicher, daß die Bundesrepublik Deutschland Im 
Falle einer Entschädlgungszahlung an den deutschen 
Investor aufgrund einer Bundesgarantie gegen politische 
Risiken die auf sie übergegangenen Rechte und 
Ansprüche des Investors Im eigenen Namen gegenüber 
dem Vertragspartner geltend machen kann. 

Zu Artikel 7 

Die Vorschrift enthält Bestimmungen über den anzuwen- 
denden Wechselkurs sowie über die Transferfrist. 

Zu Artikel 8 

Günstigere Regelungen für den Investor, sei es nach dem 
Recht des Anlagelandes oder aufgrund einer völkerrecht- 
lichen Verpflichtung, gehen vor (sog. Besserstellungs- 
klausel). Zugleich sichern die Vertragsparteien zu, daß sie 
dem Investor gegenüber eingegangene Verpflichtungen 
einhalten werden. 

Zu Artikel 9 

Das Abkommen gilt auch für Altinvestitlonen, die vor sei- 
nem Inkrafttreten In Übereinstimmung mit den Rechtsvor- 
schriften der betreffenden Vertragspartei vorgenommen 
worden sind. Es gilt jedoch nicht für Meinungsverschie- 
denheiten, die vor seinem Inkrafttreten entstanden sind. 

Zu Artikel 10 

Die Bestimmung sieht das übliche Schiedsverfahren bei 
Meinungsverschiedenheiten zwischen den Vertragspar- 


teien über die Auslegung oder Anwendung des Abkom- 
mens vor. 

Zu Artikel 11 

Dieser Artikel sieht eine Internationale Schiedsgerichts- 
barkeit bei Meinungsverschiedenheiten zwischen einem 
Investor und dem jeweiligen Gaststaat vor. Kann eine 
Meinungsverschiedenheit in bezug auf eine Kapitalanlage 
nicht binnen einer Frist von sechs Monaten durch gütliche 
Bemühungen beider Seiten beigelegt werden, hat der 
Investor das Recht, den Streit durch ein Im Rahmen des 
„Übereinkommens vom 18. März 1965 zur Beilegung von 
Investitionsstreitigkeiten zwischen Staaten und Angehöri- 
gen anderer Staaten“ zu bildendes Schiedsgericht ent- 
scheiden zu lassen. Der Schiedsspruch ist bindend; er 
wird nach innerstaatlichem Recht vollstreckt. 

Zu Artikel 12 

Das Abkommen enthält die übliche Fortgeltungsklausel, 
falls keine diplomatischen oder konsularischen Beziehun- 
gen bestehen sollten. 

Zu Artikel 13 

Das Abkommen tritt einen Monat nach dem Tag in Kraft, 
an dem beide Regierungen einander notifiziert haben, daß 
die innerstaatlichen Voraussetzungen für das Inkrafttreten 
erfüllt sind. Nach dem Inkrafttreten gilt das Abkommen 
zunächst für zehn Jahre und wird sodann - mit zwölfmo- 
natiger Kündigungsfrist - auf unbestimmte Zeit verlän- 
gert. Im Falle einer Kündigung bleiben die bis zum Außer- 
krafttreten des Abkommens vorgenommenen Kapitalan- 
lagen noch weitere zwanzig Jahre lang geschützt. 

Mit dem Inkrafttreten des Abkommens tritt der am 1 0. Juli 
1 989 von der Bundesrepublik Deutschland und der Sozia- 
listischen Föderativen Republik Jugoslawien Unterzeich- 
nete Vertrag über den gegenseitigen Schutz und die För- 
derung von Kapitalanlagen zwischen den Vertragspartei- 
en außer Kraft. 
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